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Etwa zwei Drittel der Messstationen an verkehrsreichen Straßen in 
Deutschland zeigen immer noch Überschreitungen der Luftqualitäts-
grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2), obwohl diese bereits seit 2010 
eingehalten sein müssten. Wichtigster Verursacher ist der motorisierte 
Straßenverkehr, von dem maßgeblich die Dieselfahrzeuge zur NO2-
Belastung beitragen. Nachdem das BVerwG mit seinen beiden Urtei-
len vom 27.2.2018 die Zulässigkeit von Dieselfahrverboten grundsätz-
lich bejaht hat, sehen sich Millionen von Dieselfahrern der Befürch-
tung ausgesetzt, dass betroffene Anlieger und/oder Umweltverbände 
Dieselfahrverbote einklagen könnten.
Der Beitrag erläutert zunächst die einschlägigen Rechtsgrundlagen 
des Europarechts als auch des (nationalen) Immissionsschutzrechts. 
Im Anschluss daran wird untersucht, ob Drittbetroffene oder Umwelt-
verbände einen Anspruch auf behördliches Einschreiten haben, wird 
zwischen Luftreinhalteplänen mit verkehrsbeschränkenden Maß-
nahmen und einem Anspruch auf Planaufstellung bzw. -ergänzung 
differenziert. Außerdem kommt ein Anspruch auf verkehrsbeschrän-
kende Maßnahmen unabhängig von einer Luftreinhalteplanung in 
Betracht.
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In vielen Unternehmen werden seit Jahren in Bewerbungsverfahren 
moderne Kommunikationsmittel wie Skype oder sog. Videointer-
views eingesetzt. Ihr Einsatz soll dabei für alle Beteiligten zu Verein-
fachungen führen, z. B. bei auswärtigen Bewerbern Zeit und Kosten 
einer Anreise einsparen. Gerade bei größeren Entfernungen wie bei 
internationalen Bewerbungen hat sich dies als äußerst vorteilhaft 
erwiesen. Inzwischen greifen auch erste Behörden für Einstellun-
gen in den öffentlichen Dienst auf solche Mittel zurück. Dies wird 
allerdings von einigen Datenschutzbeauftragten kritisch gesehen. 
Dieser Beitrag soll insbesondere der Zulässigkeit von zeitversetzten 
Videointerviews bei Einstellungsverfahren im öffentlichen Dienst 
nachgehen. 
Dazu werden zunächst Ablauf und Konzept eines Videointerviews 
dargestellt, bevor dann die  Kritik der Datenschutzbeauftragten erläu-
tert wird. Im Anschluss wird ein Überblick über die datenschutzrecht-
lichen Rahmenbedingungen gegeben, insbesondere das neue europäi-
sche Datenschutzrecht (DSGVO) das neue BDSG sowie das im Mai 
2018 in Kraft getretene DSG NRW. 
Grundsätzlich ist zu fragen, ob die Erhebung von Daten zur Begrün-
dung eines Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist oder eine wirk-
same, insbesondere freiwillige Einwilligung des Bewerbers vorlag. 
Mit dieser Frage befasst sich der folgende Abschnitt, zunächst mit der 
Erforderlichkeit der Datenerhebung (Zweck und Geeignetheit).
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Das Sozialstaatsprinzip  gehört zu den tragenden und jeder Änderung 
entzogenen Grundsätzen des Grundgesetzes. Anlässlich des Jubiläums 
des Grundgesetzes, das am 23.5.1949 in Kraft trat, erläutert dieser Bei-
trag Inhalt und Bedeutung dieses Verfassungsprinzips.
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Mit dem Begriff der Flexibilisierung in der Öffentlichen Finanzwirt-
schaft wird die Budgetbildung für einzelne Behörden beschrieben. Sie 
beschreibt die flexible (d.h. elastische/bewegliche) Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel.
Die titelgenaue Gliederung des Haushalts wird beibehalten, jedoch 
werden umfassende Ausnahmen durch die Deckungsfähigkeit (als 
Ausnahme zur sachlichen Bindung) und durch die Übertragbarkeit 
(als Ausnahme zur zeitlichen Bindung) zugelassen. Die Elemente der 
Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit sind die Kennzeichen der 
Flexibilisierung.
Der Beitrag erläutert die Grundlagen, die Darstellung im Haushaltsplan, 
den Anwendungsbereich sowie Einzelheiten möglicher Regelungen.
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Gegenstand dieser Fallbearbeitung im Fach Öffentliches Baurecht 
sind die Erfolgsaussichten einer Nachbarklage gegen eine Baugeneh-
migung einschließlich einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB. Zu 
prüfen sind insbesondere der Gebietsgewährleistungsanspruch des 
Klägers sowie das Gebot der Rücksichtnahme.
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Bei diesem Sachverhalt geht es um eine Wirtschaftlichkeits- und 
Investitionsrechnung. Die Fallstudie soll zeigen, dass eine Kapitalwert-
methode (Barwertmethode, Diskontierungsmethode) als Standard-
verfahren  in der gesamten öffentlichen Verwaltung gut einsetzbar ist 
und dass das Ergebnis die Grundlage für politische Entscheidungen 
bilden kann. 
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